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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

19.06.2023 

Geschäftszahl 

Ra 2023/09/0052 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2015/09/0043 E 10. September 2015 VwSlg 19196 A/2015 RS 5 (hier nur der vierte und 
fünfte Satz) 

Stammrechtssatz 

§ 18 Abs. 3 zweiter Halbsatz AVG sieht AN STELLE der Unterschrift die Möglichkeit eines Verfahrens 
zum Nachweis der Identität des Genehmigenden und der Authentizität des Inhalts der Erledigung vor, 
wenn die Erledigung elektronisch erstellt wurde. Zu diesem Zweck kann auch eine Amtssignatur 
verwendet werden, was den Vorteil hat, dass elektronische Ausfertigungen diese ebenfalls enthalten und 
Papierausfertigungen keiner Unterschrift oder Beglaubigung mehr bedürfen. Es greift daher zu kurz, 
wenn das VwG aus dem Umstand, dass der im vorgelegten Papierakt der Behörde befindliche Ausdruck 
der Erledigung keine eigenhändige Unterschrift der Organwalterin aufweist, schließt, dass kein Bescheid 
vorliege. Im Bereich des elektronischen Aktes tritt die in diesem vorgenommene Genehmigung (jedes 
einzelnen Bescheids) nämlich an die Stelle der Unterschrift auf einer papierenen Urschrift. Auch auf diese 
Weise bleibt einerseits die Zurechenbarkeit der Erledigung zu einer bestimmten natürlichen Person 
gewahrt und es ist andererseits sichergestellt, dass der Inhalt des Bescheids vom Willen des Organwalters 
getragen ist. Einer (weiteren) physischen Unterschrift des Genehmigenden auf einem dafür 
herzustellenden Ausdruck bedarf es in diesem Fall nicht. Dies auch dann nicht, wenn zur Vorlage an das 
VwG wegen der (noch) fehlenden Möglichkeit einer unmittelbaren Vorlage eines elektronischen Akts aus 
diesem ein Ausdruck angefertigt wird. 
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